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Sonderbeilage Ir 	 DIE' FRE E srADT )-----------------=Fe-:-br-u-ar~1~9;ro 

Am 22. März 1970 wählt die Hamburger Bevölkerung eine neue Bürgerschaft und 
die Bezirksversammlungen. Dieser ersten Landtagswahl nach der Bildung der 
Bundesregierung kommt sowohl unter bundespolitischen als auch unter landes­ Wahlaussage derund kommunalpolItischen Gesichtspunkten besondere Bedeutung zu. 

Seit 4 Jahren haben die Sozialdemokraten 
in Hamburg nicht nur die absolute Mehrheit 
In der Bürgerschaft, sondern bilden auch 
allein die Regierung. Senat und Mehrheits­
fraktion haben die vordringlichen Aufgaben 
der hamburgischen Landespolitik nicht zu 
realisieren vermocht. Dies sind insbeson­
dere 

Bildungspolitik 
Moderner Städtebau 
Gesundheitspolitik 

Die CDU hat bei ihren Bemühungen, Op­
position zu betreiben, im Gegensatz zu den 

Freien Demokraten keine Alternativen anzu­
bieten. Die F.D.P. fordert die P rio r i t ä t 
des B i I dun g s wes e n s. Das schließt 
den Verzicht in anderen Bereichen der In­
vestitionen ein. Der Senat hat es versäumt, 
Parlament und Öffentlichkeit rechtzeitig über 
seine mittelfristige Finanzplanung zu unter­
richten. Eine OpPOSitionspartei kann des­
halb keine bis auf die letzte Mark abge­
sicherte Ausgabenrechnung vorlegen. Die 
F.D.P. legt zedoch im folgenden ein Pro­
9 ra m m vor, das durch das Setzen von 
Schwerpunkten re a I I sie r bar ist. 

I. Staat und Verwaltung 

Die Freien Demokraten stellen Ihre Forderungen 
zur Staats- und VerfassungspolItIk bewußt an die 
Spitze Ihres Programms, weil auch auf Landes­
und Kommunalebene ein Beitrag zur Besserung 
der Rechte des Staatsbürgers geleistet werden 
mull. 

Ombudsman 
Eine glaubwürdige parlamentarische Demo­

kratie erfordert die Sicherung der Rechte des 
Bürgers gegenüber einer übermächtigen Verwal­
tung. Die F.D.P. wiederholt Ihren Vorschlag, einen 
Parlamentsbeauftragten nach dem Vorbild des 
skandinavischen Ombudsman einzusetzen. Sie 
verlangt eine Stärkung der Kompetenzen des Eln­
gabenwesens. 

Unabhängige Justiz 
Das Bürgerrecht auf öffentliche Kritik Ist unan­

tastbar. Dazu gehört auch das DemonstratIons­
recht. Wesentlicher Bestandteil der Rechte des 
Bürgers Ist eine unabhängige Justiz. Sie darf 
nicht in Fachressorts eingegliedert sein. sondern 
muB In einem Rechtspflegeministerium zusam­
mengefaßt werden. Die Beschleunigung der Ge­
richtsverfahren Ist Voraussetzung, um das Ver­
trauen In die Rechtsprechung sicherzustellen. 

Leistungsfähige Verwaltung 
Der Bürger haUten Anspruch auf eine mOderne 

und leistungsfähige Verwaltung. Sie muß unab­
hängig von Ressortinteressen und unter Anwen­
dung von Erkenntnissen und Führungsmethoden 
der Wirtschaft ständig vereinfacht werden. Sie 
muß dabei Im Rahmen des 6ezlrksverwaltungs­
gesetzes so bevöikerungsnah wie möglich organi­
siert werden. Gerade hier kann der Kontakt 
zwischen dem Bürger und seiner Verwaltung be­
sonders wirksam sein. 

öffentlicher Dienst 
Dazu gehört ein leistungsfähiger öffentlicher 

Dienst. Seine Angehörigen haben das Recht auf 
Mitbestimmung im Rahmen eines :tu verbessern­
den Personalvertretungsrechts. Ihre Besoldung 
muß noch .stärker an Leistungskriterien ausge­
richtet werden. Der Besetzung freier Stellen muß 
eine öffentliche Ausschreibung vorausgehen. Oie 
Durchlässigkeit Innerhalb und zwischen den Lauf­
bahnen und Laufbahngruppen muß gefördert 
werden. 

Sicherheit 
Eine wichtige Aufgabe des Staates Ist die Ge­

währleistung der öffentlichen Sicherheit. Dazu 
bedarf es eines rationelleren Einsatzes der Poli­
zei und engen Vertrauensverhältnisses zwischen 
ihr und der Bevölkerung. Dazu sind erforderlich: 

Wir veröffentlichten auf dielen Selten 
die WahlaUSlage der F.D.P. Hamburg. 
Sie ist hervorgegangen aus Beratun­
gen von Fachausschüllen und gewähl­
ten PartelorganlsaUonen. Sie Ist eine 
politische Aussage, weil sie den Mut 
aufbringt, eindeutige Schwerpunkte zu 
setzen. Sie liegen In erster Linie - und 
d. h. finanzwirksam - Im Bildungs­
bereich. Sie liegen In zweiter Hinsicht 
- und das bezieht sich vor allem auch 
auf organisatorische Maßnahmen - Im 
Gesundheitswesen und Im Städtebau. 
Die Aussage verzichtet damit bewußt 
auf einen VolisUlndlgkeltskatalog. 
Auch derWihler wird Ilch entscheiden 
müssen. Die Landesgeschlftsstelle der 
F.D.P., 2 Hamburg 22, Schwanenwlk 
Nr. 10, vermittelt darüber hinaus Aus­
sagen zu hier nicht angesprochenen 
Bereichen. 

- Kennzeichnung der Polizeibeamten 

- Verstärkter Einsatz von Fußstreifen 
und Zivilfahndern 

- Entlastung der Kriminalpolizei von 
bürotechnischen Arbeiten 

- Verstärkung der Kompetel1zen des 
Bundeskriminalamtes 

11. Bil 
Bildungspolitik Ist GesellschaftspolItik. Nur sie 

kann die Forderung auf Chancengleichheit ver­
wirklichen. Eine offene Gesellschaft erfordert 
eine Offene Schule. 

Voraussetzung dafür ist die Oberwindung des 
dreigliedrigen Schulsystems. Die Offene Schule 
muß mit der Vorschul pädagogik beginnend durch­
lässig bis zur Gesamthochschule führen. 

Offene Schule 

Im Mittelpunkt der Offenen Schule muß ein 
differenziertes. weltgefächertes Kurssystem ste­
hen. das dem einzelnen Schüler einen indivi­
duellen Bildungsweg ermöglicht. Sie überwindet 
die bisherigen starren Jahrgangsklassen. Solche 
Reformbestrebungen werden unglaubwürdig. 
wenn eiT) ordnungsgemäßer, Unterricht, durch 
Schulraurnnot und Lehrermangel nLcht mehr ge~
währleilitet ist 	 " ' 

Sofortmaßnahmen 
Zur Oberwindung der Engpässe Im Schulwesen 

sind Sofortmaßnahmen unerläßlich. Dies ist zu 
erreichen durch 

- Neugliederung des Stoffes 
- programmierten Unterricht und An­

wendung neuzeitlicher Kommunika­
tionsmittel unter Einbeziehung des 
Schulfernsehens 

- Entlastung der Lehrkräfte durch tech­
nische Assistenten und Verwaltungs­
kräfte 

und Gewinnung zusätzlicher Unterrichtsstunden 
durch 

- Teilzeitbeschäftigung für Beamtinnen 

- Einstellung von Naturwissenschaft­
lern aus der Wirtschaft. 

Der Sc h u I bau muB bel Ausnutzung zeitspa­

render Montagebauwelse und mit transportablen 

Pavillons verstärkt werden. Dabei sind größere 

Einheiten für neue Schulformen vorzusehen. Eine 

Ver s t ä r k u n g der Hau s hai t s mit tel Ist 

hierfür unerläßlich. 


Gesamthochschule 
Aufgabe der Integration von Fachhochschulen 

und Universität zur Gesamthochschule Ist vor allem 
die Neubestimmung der Wertigkeit von praxlsbe­
zogem1lr und theoretischer Ausbildung. Die inte­
grierte Gesamthochschule Ist das optimale Mo­
dell. um auf allen Stufen eine .wlssenschaftllche 
Ausbildung zu gewährleisten und das AuseInan­
derfallen von Forschung und Lehre, von Theorie 
und Praxis zu verhindern. Die Gesamthochschule 
schafft zugleich die Voraussetzungen zur Verwirk­
lichung einer für die geforderte Chancengleichheit 
notwendigen Durchlässigkeit der Bildungssysteme. 
Gliederungsprinzip einer solchen Gesamthoch­
schule sind festzusetzende Kombinationen von 
Lehrveranstaltungen (Kurse), deren erfolgreicher 
Abschluß zu bestimmten Qualifikationen fQhrt 
(BaUkastenprinzip). Eine rigorose Studienzeitbe­
grenzung ist unvereinbar mit der Wirksamkeit 
eines solchen Gesamthochschulmodells. 

Dabei Ist eine gezielte B e ruf sau s b I I dun 9 
vorrangig. Die Funktionsfähigkeit der Hochschule 
setzt die Beteiligung aller ihrer Mitglieder an der 
Verwirklichung Ihrer Aufgaben voraus. 

Technische Universität 
Oie besondere Situation Hamburgs als Wlrt­

schaftszentrum verlangt die Errichtung einer Tech­
nischen Universität oder Fakultät. 

Liberale Bildungspolitik muß der ganzheitlichen 
Persönlichkeitsausbildung dienen. Neben der In­
tellektuellen Ausbildung steht daher gleichrangig 
die mus I s ehe B II dun g, zu der auch die 
Leibeserziehung gehört. 

Am 22. März muß entschieden werden: 

Parlamentsreform 	 etwalg~n Ausscheiden aus der Regierung wäh. 
rend einer Legislaturperiode das von Ihm nieder­
gelegte Mandat wieder zufällt. Auch das Parlament, dem die Kontrolle der 


Verwaltung obliegt. muß ·In seinen Möglichkeiten 

durch die Ausnutzung von Datenverarbeitung und 

neuen Informationstechniken gestärkt werden. Direkte Demokratie 

Seine Arbeit muß durchsichtiger werden. Vor­

schläge hierfür sind: 
 Der Bürger soll In den politischen Parteien stär­


ker mitarbeiten, um dadurch die Möglichkeit 

- Öffentliche Ausschußsitzungen wahrzunehmen. bel der Aufstellung der Kandida­


ten für die Wahlen wie auch bei der Willensbil­

- Namentliche Abstimmungen dung mitzuwirken. Oie innere Struktur der Par­


teier:. m~ß dem Re~hnung tragen. Die AUfstellung 

- Aktuelle Debatten ohne Einschrän­ der orthchen Kandidaten soll öffentlich erfolgen. 

kung durch von der Geschäftsord­ Der Bürger soll "nicht nur die von ihm bevorzugte 
nung vorgeschdebene Fristen. Partei wählen konnen, sondern mit seiner Stimme 

auch die von den Parteien aufgestellte Reihen­
Die k I are T ren nun g von Leg I s I at i v e folge der Kandidaten auf den L ist e n v €I r ­

und Ex e k u t i v e ist Voraussetzung für die ä n der n können. 
Funktionsfähigkeit des Parlaments. Deshalb dür­
fen Abgeordnete nicht zugleich Mitglieder von Neue Formen direkter Demokratie müssen dem 
Deputationen, Bezirksversammlungen, Ortsaus­ Bürger mehr Einfluß geben. Wenn Parlamente 
schüssen und insbesondere nicht des Senats und Regierungen ein wiChtiges Problem nicht an­
sein, Dazu muß die Verfassung in der Weise ge­ fassen. müssen die Bürger sie durch V 0 I k s ­
ändert werden, daß einem Senator bel einem beg ehr e n dazu zwingen können. 

ungs- und Kulturpolitik 
In Ergänzung dessen muß qle E r w ach se - lagen beinhalten. FörderungsmaBnahmen dürfen 

ne n b i I dun g in einer arbeitstli'liligen Gesell­ nicht an bestimmte Tendenzen In Stil. Form und 
schaft die notwendige Fortbildung und Umschu­ Aussage gebunden sein. 
lung gewährleisten. Volkshochschule und Fern­

Die fortschreitende Technisierung unserer Um­lehrinstitute haben hierbei eine besondere Auf­
welt und die damit verbundene Entwicklung der gabe zu erfüllen. 
M ass €I n m e die n erleichtern es. die öffent­

Die zunehmende Mobilität in der Arbeitswelt liche Meinung zu manipulieren. Deshalb muß die 
macht es nötig. daß im Bereich des berufsbilden­ Unabhängigkeit von Presse. Film, Funk und Fern­
den SChulwesens die Grundlagen für eine gestei­ sehen sichergestellt sein. Das bedeutet. daß Ins­
gerte Anpassungsfähigkelt an neue Berufsbilder besondere in Ihren Kontrollorganen die plurali­
für den einzelnen geschaffen werden. stische Struktur unserer Gesellschaft repräsentiert 

sein muß. um einseitige Einflußnahmen auszu­
schließen. Dazu gehört auch die Möglichkeit der 
Selbstdarstellung der politischen Parteien. Demokratisierung 

Eine so verstandene Neuorientierung der ge­ ... in Hamburg samten Bildungspolitik verlangt eine Demokratl­

sierung aller Bildungseinrichtungen. Diese muß 
 Vordringliche Forderungen für die Kulturpolitik 
sich In den Mitwirkungsrechten. Mitbestimmungs­ in Hamburg sind: 
rechten und SelbStbestimmungsrechten von·Eltem, ~. 

Lehl'errl·l1l'ld 'Sc:hiJletrr dokumentieren. Oie Vertte.. - Stärkere· UnterstQtz<Jng.. ,der .Prl,vai::, 

tung dieser Rechte muß gegenilber der staat· . theater Innerhalb des Etats der Kut­

lichen Verwaltung durch unabhängige Personen turbehörde. 

gewährleistet sein. 
 - Förderung von kulturellen Einrichtun­

gen und Initiativen in den Randge­Die demokratische Schule soll dazu beitragen, 
bieten.die demokratische Gesellschaft zu formen. Der 


Erziehungs- und Lehrauftrag der Schule wird von Öffnungszeiten der Museen, die Be­

dieser Aufgabe bestimmt. rufstätigen deren Besuch ermög­


lichen. 

- Verbesserte Förderung des musika­
Kulturpolitik ... lischen Nachwuchses. 

- Bereitstellung von FreiflAchen für 
stige Freiheit zu gewährleisten und in ihren In­

Aufgabe liberaler Kulturpolitik ist es. die gei­
Ausstellungen bildender Künstler 

halten auszuweiten. Das gilt sowohl für den Pro­ ohne vorhergegangene Bewertung. 
zeß künstlerischen und publizistischen Schaffens - Werbung mit modernen und unortho­
als auch für seine Verbreitung. doxim Methoden. um einen erweiter­

ten Kreis von .. Kuiturkonsumenten"Freiheit <:Ier Kunst schließt jede staatliche Z e n­ aufzuschließen und vorzubereiten.s u r aus. Sie darf auch nicht mittelbar ausgeübt 

werden. Das gilt besonders mit Rücksicht darauf, - Mehrjahresplanung für den Einsiltz 

daB Förderungsmaßnahmen, die Bestandteil der öffentlicher Mittel im kulturellen Be­

Kulturpolitik sein müssen. die Gefahr von Auf- reich. 


111. Gesundheitspolitik 

Hauptaufgabe staatlicher Gesundheitspolilltk In Kr a n k e n p f leg e. Dies setzt den 

Hamburg III die Schaffung und Unterhaltung Verzicht auf überholte Ordnungsvor­
stellungen voraus lelslungsflhlger Krankenhäuser. Für die Zukunft 


des Krankenhauswesens ist eine gezielte Planung 

- Vermehrung der Planstellen für Ärzte 

unumglngllch, um die bislang ungeordneten Ein. und Ein10hrung des Schichtdienstes 
zelmaSnahmen zusammenzufassen. in allen Aufnahme!!tationen 

Diese Z I e I p I a nun g erfordert eine Mitarbeit - Ein f ü h run g eines K 0 II e g I a I ­
von Schwestern und Ärzten. von Verwaltungen und s Y s t e m salier am Krankenhaus ar­
Architekten, von Soziologen. Sozialarbeitern, Psy­	 Arzt zurbeitender Verbesserung
chologen und und Betriebswirten. Auch bei erheb­ der Patienten betreuung und optima­lich steigenden Kosten durch den medizinischen ler Weiterbildung der Ärzte. HierzuFortschritt werden die Interessen des kranken gehört eine Neuordnung des LiquI­Einzelmenschen neben allen gesellschaftlichen dationsrechtes der Chefärzte Problemen zu berücksichtigen sein. 

- Rasche Einrichtung von Lei c h t ­
kr a n k e n h ä u s ern. Neben ge­'Sofortmaßnahmen sperrten Stationen könnte das alte 
Harburger Krankenhaus dafür be­

Für den Augenblick benötigen die staatlichen nutzt werden. Die ärztliche Versor­
Krankenhäuser in Hamburg S 0 f 0 r t maß nah - gung In Leichtkrankenhäusern wäre 
me n, um wenigstens die derzeitige Effektivität über freiberuflich tätige Kassenärzte 
zu erhalten: möglich. 

- Vermehrung der P I ans tell e n für - Sofortige Schaffung einer zusätz­
S c h wes t ern und Pfleger um lichen psychiatrischen Klinik unter
1200. so dlB ein Schichtdienst einge­ Einbeziehung von Kinder- und Ju­
richtet werden kann gendpsychiatrle sowie der Psychoso­

matik. Hierzu eignet sich das frel­- Umorganisatlon des Stationsdienstes, 
werdende Altonaer Krankenhaus. um die Befreiung von Hilfsarbeiten, 


Beseitigung von baulichen oder eln­

richtungsmäßIgen Mängeln und Lok­ Besondere Bedeutung kommt. vorsorgenden 

kerung der hierarchischen Strukturen Maßnahmen der Gesundheitspolitik zu. Dazu ge­

durch Mitverantwortung vieler zu er­ hören Maßnahmen der Früherkennung und -auf­

reichen. Dazu gehört auch die ge­ klärung. Steigendes Gewicht gewinnen auch Maß­

sellschaftliche Auf wer 1 u n 9 der nahmen der S t a d t h Y g i €I n e. 
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ren für die öffentlichen Nahverkehrsmittel auf be­	 Kernstadtbereich bisher verfolgten Baupolitik. 
sonders gelgneten Strecken des Straßennetzes 	 S i n n voll e Ver d ich tun g an Schwerpunk­
sind erforderlich. 	 ten, vertikale Schichtung der Ebenen und stadt­

nahes Wohnen, wo dies wirtschaftlich vertretbar 
entsprechende Reduzierung des Straßenneupro­ ist, müssen konsequent gefördert werden. 

F. D. P. Hamburg Die hierfür erforderlichen Mittel sollten durch 

gramms im Haushalt bereitgestellt werden. weil 

mit diesen Maßnahmen eine größere Effektivität Das bisherige Fehlen eines gültigen Städtebau­

gewährleistet werden kann. 	 lörderungsgesetzes ist kein Grund, mit den Sa­

nierungsplanungen für Oltensen, die westllche In-­
nenstadt und die Harburger Innenstadt weiter zu 

absolute Priorität für das Bildungswesen 
Sanierung zögern. Für die H a r bur ger I n n e n s t a d t 

Zeitgemäße Städtebaupolitik bedeutet heute vor­ sollte unverzüglich ein städtebaulicher Wettbe­IV. Moderner Städtebau rangig Sanierung der Kernstadtbereiche. Die Mi!­ werb durchgeführt werden. um einer drohenden 
liardenwerte der hier bereits vorhandenen und Zersiedlung des Gebietes durch Teilsanierungen 

Hamburgische Strukturpolitik Ist nur unter dem Stadtforschungsinstitut
übergeordneten Prinzip der Region sinnvoll. S~dt­

Die Errichtung eines Stadtlorschungsinstitutes, und Landesplanung, Energieversorgung, Ver­
das vorhandene Erkenntnisse und Methoden auskehrsstruktur und die ausreichende Berücksichti­
Technik. Medizin, Soziologie und anderen wissen­gung bei den Gemeinschaftsaufgaben des Bundes schaftlichen Disziplinen - Insbesondere der Ham­

sind durch engere Zusammenarbeit der Küsten­ burger Universität - verfugbar macht, soll schnell­
länder zu intensivieren. Regionalplanungen sollen stens eingeleitet werden. 
der öffentlichen Diskussion zugänglich gemacht 
werden. 

Generalverkehrsplan
Das hamburgische Landesparlament muß Initia­

tiven entwickeln, damit Projekte wie zum Beispiel Für die Region Hamburg ist ein Generalver­
der Elbübergang bei Stade und die Welterführung kehrsplan nötig. Vorrangig sind: 
der elektrifizierten Schnellbahnen über die Ham­ - Die Verlängerung der C I t Y- S­burger Grenzen hinaus schnell In Angriff genom­ B ahn nach H a r bur g zur Ausnut­men werden können. zung der Arbeits- und Wohnflächen 

im Sudereibegebiet. Aufbauplan 60 
- Die Anbindung der G €I S c h ä f t s ­

Der Aulbauplan 60, der eine Entflechtung der s t a d t N 0 r d an die Innenstadt
urbanen Funktionen Wohnen, Arbeiten sowie Frei­ durch eine Schnellbahnlinie. 
zeit und Erholung vorsah, wurde von der Ent­

- Zeitplanungen für notwendig gewor­wicklung überholt. Die weitgehend mögliche Mi­
dene Schnellbahnlinien nach Lurup­schung der Kriterien Wohnen, Arbeiten, Freizeit 
Osdorf sowie Lokstedt - Niendorf ­und Erholung ist notwendig und für die Bevölke­
Schneisen.rung förderlich. Nötig sind daher: 


- Die Erstellung und Prufung von Pla­
- Ausreichend dichte Besiedlung bei 
nungsmodellen für die Verbindungvertikaler Schichtung der bisher ho­
der bei den Flughäfen als "Luftkreuz rizontal getrennten Funktionen Ver­
des Nordens" untereinander sowie kehr, Arbeiten und Wohnen 
mJt einem "Air-terminal" in der City 

Orientierung der Planung von Neu­ durch eine Schnellverkehrseinrich­
baugebieten an vorhandenen oder tung. Zur Stärkung Im internationa­
alsbald realisierbaren Schnellbahn­ len Wettbewerb sind dabei moderne 
trassen Transportsysteme zu berücksichtigen 

- Ausreichende Versorgung mit Bil­ (ALWEG-Bahn o. ä.) 
dungs-, Kultur- und Gemeinschafts­ - Entlastung der Innenstadt vom Durch­
einrichtungen gangs- und Tangentialverkehr im 

Zuge der Stadtautobahnkerntangente 
WOhnungsbau durch den Als t e rt u n n €I I zwi­

Der Wohnungsbau muß von dem Ziel geleitet schen Alsterufer und SechSlings­
werden, zukunftsorientiert größere Wohnungen pforte. 
variablen Zuschnittes zu erstellen und diese sinn­
voll mit Arbeitsstätten zu verzahnen. Die sinnvolle Leistungssteigerung
Mischung der Altersgruppen der Bevölkerung 
kann durch Einbeziehung von Altenwohnungen des Straßennetzes 
und Heimen in die Wohnbebauung sowie Bereit­ Die Aufnahmefähigkeit des vorhandenen Stra­
stellung von Kommunikationsräumen für- Jugend­ ßennetzes kann durch zeitgemäße Mittel der Tech­
liche und Heranwachsende erreicht werden. nik bei wirtschaftlichem Einsatz von Geldmitteln 

Das Erreichen dieser Ziele wird erleichtert an gezielten Schwerpunkten wesentlich gesteigert 
durch Beteiligung der breiten Öffentlichkeit am werden. Der Verkehr auf den Hauptausfallstt$ßen 
$tadtplanungsprozeß und - dmch .. <Veranstaltung 	 muß durch weitere Einschränkun9<des linksabbie­
oHener Are h i te k te n w e t t b ewe rb e. Die genden Verkehrs sicherer und flüssiger gestaltet 
Ausstellung von Planungsmodellen im Frühstadium werden. Die Umstellung der Uchtzeichenanlagen . 
sowie die öffentliche Diskussion zwischen Planem auf verkehrsabhängige Computersteuerung an­
und Architekten einerseits und der Bevölkerung stelle de<r bisher verwendeten <sogenannten "Zen­

andererseits ist diesen Bestrebungen förderlich. tralsteuerung" muß verstärkt werden. Sonderspu­
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~ 	 ­
Schickt die Lotsen an Bord 

~ 

Landesliste der F.D.P. für die Bürgerschaft 
1. Peter-Helnz Müller-L.ink (49) Rechtsanwalt 

2. Relnhard Philipp (44) Geschäftsführer 

3. Edgar Engelhard (52) Unternehmensberater 

4. Heinz H. R. WIchmann (59)Steuerbevollmächtigter 

5. Helga Schuchardt (30) Ingenieurin 

6. Wilhelm Rahlfs (31) Diplom-Volkswirt 

7. Dr. Rolf Blalas (41) Arzt 

8. GüntherGlatz (47) Studienrat an Sonderschulen 

9. Hans Rau (43) WissenschaftI. Referent 

10. Waldemar Christiansen (49) Bankdireklor 

11. Christel Stegmann (50) Kaufmännische Angestellte 

12. Gerhard Weber (38) Generalsekretär 	 I 
13. Eckard Diezemann (35) Journalist 	 ~ 

I14. Ludolf Sieveking (63) Reedereiprokurist 	 11 

15. Klaus Hansen (49) Kaufmann 	 I 
16. Marlise Nicolaysen (60) Hausfrau 	 I 

i 
17. Detlev Klüver (29) Dipl.-Ing. 	 i 
18. Karlheinz Bürrig (47) Postbeamter 	 i 

~ 

.. 19. Klaus Hoffmann (33) Wirtschaftsioumallll 	 i ., 


.. .. 20. Dr. Hans-Joachim Widmann (35) Rechtsanwalt !l 
Oi 


I 
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vorbestimmten Infra - Strukturen - Schnellbahnen, vorzubeugen. Hierbei erscheint es angebracht, zur 
Straßen, Versorgungsnetze u. a. verpflichten zu Förderung der Integrierung und der Urbanität be­
einer grundlegenden Änderung der im Hamburger sonders kulturelle Aktivitäten vorzusehen. 

V. Sozialpolitik 

Sozialpolitik obliegt in erster linie der gesamt­ Förderung der Altenwerkstätten 

staatlichen Verantwortung des Bundes. Dennoch 
- Verstärkte Einrichtung von beschüt­bedarf es begleitender Maßnahmen auf Landes­ zenden Werkstätten 

ebene. 
- Förderung der geriatriSChen For­Solche sind: schung und Einrichtung eines geria­

- Angleichung der Regelsälze nach trischen Krankenhauses 
dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG) 
an die gestiegenen Lebenshaltungs­
kosten 

- Verstärkte Förderung des Versehr­ Ausbildung von Mitarbeitern 
tensports. Der Hamburger Versehr­
tensport e. V. handelt im staatlichen Für viele sozialpolitiSChe Aufgaben ist die Be­
Auftrag und erhält dafür Zuschüsse hebung des Mangels an sozial pflegeriSchen und 
aus dem Staatshaushalt sozialpädagogischen Mitarbeitern Voraussetzung. 

- Gewährung der Kraftfahrzeug-Bei­ Für die Erziehung, Anleitung und Pllege junger, 
hilfe an alle Körperbehinderten, die gefährdeter, alter und behinderter Menschen be­
öffentHche Verkehrsmittel nicht be­ darf es In ständig steigendem Umfang qualifizier­
nutzen können ten Personals, Die Bereitschaft für eine derartige 
Öffnung der Altentagesstätten auch Tätigkeit ist durch eine entsprechend gestaltete 

'an den Wochenenden im Bedarfs­ Ausbildung und eine gezielte berufliche Förde­
falle rung zu wecken. 

VI. Wirtschaftspolitik 

Zwischen der Lösung der als besonders dring­ - ein Ausbau der Verkehrsver· 

bin dun gen Hamburgs zu Lande,lich hervorgehobenen Zukunflsaufgaben und dem 
zu Wasser und in der Luft. Dazu ge­

Wlrtschafllwachslum unserer Stadt besteht ein hören eine Vertiefung der Elbfahr­
enger Zusammenhang. Nur eine wachsende Wirt­ rinne auf 13,5 m, eine Verdichtung 
schaft sichert bessere Berufs- und Erwerbschan­ des Flugplans und ein beschleunig­

ter Bau des Großflughafens Kalten­cen, sleigende Einkommen und höhere Steuer­
kircheneinnahmen, mit denen Hamburg sefne Anzie­

- Maßnahmen zur Senkung der Basis­
hungskraft weiler erhöhen und die LebenSbedin­ kosten für die Produktion, besonders 
gungen seiner Bewohner weiter verbessern kann. in der E n erg i e pol I t I k durch 
Die wirtschaftliche Entwicklung der Freien und 	 den beschleunigten Bau von Atom­

kraftwerken. Außerdem muß sichHansestadt Hamburg .wird zwar vom Bund und 
Hamburg fÜr einen ungehinderten

der Europäischen WlrlschaHsgemeinschafl ent­ Zufluß von Importkohle und eine Be­
scheidend beeinflußt, dennoch muß Jedoch der seitigung der Heizölsteuer einsetzen 
verbleibende Handlungsspielraum voll ausgenu~zt - eine Förderung der Kooperationsbe­

reitschaft in der stark mittelstän­werden. 
disch strukturierten Hamburger Wirt­

Gerade die heutige Zeit der Hochkonjunktur schaft 
und der Vollbeschäftigung ist besonders geeig­ - eine moderne Wir t s c h a f t s ­
net, fehlerhafte wirtschaftliche Strukturen ohne und Ver k ehr s wer b u n 9 im
große Härtefälle auszugleiChen und die Weichen In- und Ausland 
zum Ausbau wachstumsintensiver Wirtschafts­ die Stärkung der Funktion Hamburgs zweige zu stellen. Die Abhängigkeit Hamburgs als überregionales Dienstleistungs­von weItwirtschaftlichen Entwicklungen hat sich in zentrum und Verwaltungssitz großer der Vergangenheit häufig positiv ausgewirkt. Die UnternehmenAufwertung der Deutschen Mark zeigt aber auch 

deutlich die damit verbundenen Gefahren auf, so 

daß künftig eine verstärkte Ausrichtung auf den Hafenpolitik 

deutschen und westeuropäischen Binnenmarkt 


Eine der wesentlichsten Voraussetzungen fürerforderlich ist. das weitere Wachstum von industrie und Handel 

In Hamburg ist ein gut funktionierender Hafen.


Ausbau der Industrie Seine Weltbewerbsfähigkeit muß durch die Schaf­

fung moderner Organisationsformen, hohe öffent­
Die Zukunft Hamburgs liegt in erster Linie im 
liche und private Investitionen und die Anpassung Ausbau seiner Industrie. Wenn Hamburg die 
an neue Verkehrsformen gefördert werden. Stär­größte Industriestadt der Bundesrepublik bleiben 
ker als bisher muß sich Hamburg für einen Ab­will, < müssen ansässigen wachstumsorientierten 
bau der durch die deutsche und europäische Ver­Industrieunternehmen eine Erweiterung in Ham­
kehrspolitik verursachten Wettbewerbsverzerrun­burg möglich gemacht und neue Wachstumsindu­
gen einsetzen. Zu einem leistungsfähigen Hafen strien geworben und angesiedelt werden. Vor­
gehört eine leistungsfähige Wer f tin d u s tri e.aussetzungen dafür sind: Anpassungshilfe des Bundes sind auch für die 

- eine beschleunigte und unbürokra­ von der AUfwertung besonders hart betroffene
tische Bereitstellung von ansied­ See- und Küstenschiffahrt erforderlich. 
lungsreifem Industriegelände. u. a. 

durch eine nicht nur mit Steuergel­

dern, sondern auch mit Kapitalmarkt- Einkaufsmetropole 

mitteln arbeitende E r s chi Ie 
 Die bisherige Wirtschafts- und Agrarpolitik der 
ßungsgesellschaft EWG hat neben vielen Vorteilen auch erhebliche 

- eine verstärkte Zusammenarbeit über Nachteile, vor allem ein hohes Agrarpreisniveau 
die Ländergrenzen hinweg, beson­ gebracht. Als führender Außenhandelsplatz hat 
ders durch Unterstützung von An­ Hamburg die Aufgabe, sich auch zum Wohle des 
s;edlungsvorhaben im Hamburger Verbrauchers ständig für eine Erweiterung der 
Umland, da eine Verstärkung der EWG und eine Förderung des Handels mit allen 
WIrtschaftskraft der Nachbargemein­ Ländern einzusetzen. Als Einkaufsmetropole für 
den auch Hamburg zugute kommt. etwa 3,5 Millionen Menschen und als Fremden­

- eine Erhöhung der Qualifikallon der verkehrszentrum muß Hamburg nicht nur zu einer 
Arbeitskräfte und Erschließung von preiswerten Versorgung beitragen, sondern auch 
Arbeitsmarktreserven durch verbes­ zu besseren Einkaufsmöglichkeiten durch eine 
serte Ausbildungsmöglichkeiten und Auf heb u n g des starren Lad e n 5 chi u ß ­
Hilfestellung bel der Umschulung. ge setz es. 

Hamburgische Politik ist nur unter dem Parlamenten der anderen Küstenländer die 
übergeordneten Gesichtspunkt der R e 9 Ion Aufgabe übergreifender Initiativen zu. 
sinnvoll. Stadt- und Landesplanung, Indu· 
strieansiedlung und die ausreichende Be­ Die Flurbereinigung in Aufgaben. Ausga­
rücksichtigung bei Gemeinschaftsaufgaben ben und Einnahmen zwischen Bund und 
des BundeS sind nur durch enge Zusam­ Ländern muß auch von seiten der Länder 
menarbeit der Küstenländer möglich. Gren­ stärker als bisher angefaßt werden. Dazu 
zen von Ländern und Gemeinden dürfen . bedarf es einer F i n a n z r €I f 0 r m , die die­
hierbei kein Hindernis sein. sen Namen verdient. Dazu bedarf es eines 

Dem hamburgischen Landesparlament wirklich funktionsfähigen Föderalismus als 
wächst in enger Zusammenarbeit mit den Gegenposition zum Bundesstaat. 

Die Freien Demokraten haben sich schon in den vergangenen LegiSlaturperioden 
mit diesen zukunftsbezogenen Aufgaben identifiziert und ihre Lösung vorangetrie­
ben. Die Verwirklichung dieser Ziele 1101 nur bei der Beschränkung auf die gesetzten 
Schwerpunkte möglich. Dies gewährleistet das Wahlprogramm der F.D.P. Hamburg. 
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